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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Aussenpolitik

In der Frühjahrssession 2022 beriet der Nationalrat die Motion Herzog (sp, BS), die eine
Ergänzung des Epidemiengesetzes zur Garantie des Grenzverkehrs auch in
Pandemiezeiten verlangte. Die SGK-NR beantrage die Annahme der Motion, teilte deren
Sprecherin Regine Sauter (fdp, ZH) mit. Die Einschränkung des Personenverkehrs als
Folge der Grenzschliessungen hätte die Bekämpfung der Pandemie beeinträchtigt, da
auch das Gesundheitspersonal davon betroffen gewesen sei. Eine Bestimmung, die den
Grenzverkehr auch in Krisenzeiten garantiert, der ins Covid-19-Gesetz aufgenommen
wurde, sei nur befristet, weshalb für vergleichbare Situationen in der Zukunft eine
Anpassung des Epidemiengesetzes notwendig sei. Benjamin Roduit (mitte, VS), ebenfalls
Kommissionssprecher, kritisierte den Bundesrat und eine Kommissionsminderheit für
deren ablehnende Haltung. Die Feststellung des Bundesrats, dass Grenzgänger und
Grenzgängerinnen trotz der Reisebeschränkungen aus beruflichen Gründen in die
Schweiz einreisen durften, überzeugte Roduit nicht. Diese Lösungen seien erst auf
Druck des Parlaments und erst nach der ersten Welle gefunden worden. Auch der
Einwand des Bundesrats, dass die Motion den gesundheitspolitischen
Handlungsspielraum bei multilateral-verhandelten Gesundheitsbeschränkungen
beschneide, liess Roduit nicht gelten. Die Schweiz sei schliesslich in Fragen der
öffentlichen Gesundheit und Sicherheit souverän. Innenminister Berset gab zu, dass
man ohnehin mehrere Bestimmungen des Epidemiengesetzes überarbeiten müsse und
widersprach der Forderung der Motion nicht grundsätzlich. Er beharrte aber darauf,
zuerst eine Analyse durchzuführen, bevor irgendwelche Konsequenzen gezogen werden
könnten. Bereits im Juni 2020 habe der Bundesrat eine Revision des
Epidemiengesetzes gefordert. Nun warte man ab, bis eine umfassende und vollständige
Analyse der Pandemie möglich sei. Bis Mitte 2023 solle der Änderungsentwurf in die
Vernehmlassung gegeben werden, erklärte Berset der grossen Kammer. Er bat den
Nationalrat, keine Motionen anzunehmen, bevor nicht eine Gesamtbilanz gezogen
werden konnte und beantragte die Ablehnung des Vorstosses. Da lediglich die SVP
mehrheitlich gegen die Motion stimmte, wurde sie mit 127 zu 46 Stimmen (bei 2
Enthaltungen) auch vom Zweitrat deutlich angenommen. 1

MOTION
DATUM: 17.03.2022
AMANDO AMMANN

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Im Frühjahr 2022 reichte Benjamin Roduit (mitte, VS) eine Motion ein, die auf die
verstärkte Forschungsförderung zu Endometriose abzielte. So solle der SNF mit einem
entsprechenden Forschungsauftrag betraut werden, wobei auch auf die finanziellen
Auswirkungen der Krankheit auf die Krankenkassen und die Gesellschaft eingegangen
werden soll. Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion.
Der Nationalrat befasste sich in der Herbstsession 2023 mit dem Vorstoss. Vor seinen
Ratskolleginnen und -kollegen betonte der Motionär die Bedeutung seines Anliegens.
Bedingt durch ihr Ausmass – eine von zehn Frauen sei von der Krankheit betroffen –
und den mit ihr verbundenen Einschränkungen im täglichen Leben handle es sich bei
der Endometriose um ein öffentliches Gesundheitsproblem. Oftmals werde die
Krankheit aber erst nach vielen Jahren diagnostiziert – einerseits aufgrund
ungenügenden Wissens in der Bevölkerung und bei der Ärzteschaft, andererseits wegen
dem begrenzten Zugang zu Diagnose- und Behandlungsmöglichkeiten. Das Parlament
habe sich bereits einige Male dem Thema Endometriose angenommen. Dennoch biete
beispielsweise das Postulat der WBK-SR mit dem Titel «Für eine Strategie zur
Früherkennung von Endometriose» nicht die benötigten Forschungsmittel für eine
entsprechende Studie. Bundesrat Guy Parmelin beteuerte, dass sich Bund und Kantone
dafür engagierten, dass Frauen mit Endometriose die notwendige
Gesundheitsversorgung erhielten. Da die Regierung auf das «bottom-up»-Prinzip setze,
bei welchem Forschende von Schweizer Hochschuleinrichtungen jederzeit einen Antrag
für Mittel stellen können, um ihre wissenschaftlichen Projekte zu Endometriose
durchzuführen, und es bereits mehrere solche Projekte gebe, beantrage die
Landesregierung dennoch die Ablehnung der Motion. Mit 106 zu 76 Stimmen (bei 9

MOTION
DATUM: 20.09.2023
JOËLLE SCHNEUWLY
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Enthaltungen) nahm der Nationalrat den Vorstoss jedoch an. Dabei stimmten die
Fraktionen der SP, GLP und der Grünen geschlossen für den Antrag. Von der Mitte-
Fraktion enthielten sich 7 Mitglieder ihrer Stimme, der Rest sprach sich ebenfalls für
die Motion aus. Gegen den Vorstoss stimmten hingegen die Fraktionen der SVP und der
FDP, wobei sich pro Fraktion je eine Person gegen die Fraktionsmeinung stellte und das
Geschäft befürwortete. Die restlichen beiden Enthaltungen stammten aus den Reihen
der FDP. 
Dass das Thema nicht nur innerhalb des Parlaments zu reden gab, sondern auch in der
Bevölkerung sehr präsent ist, zeigt etwa die Petition «Endometriose – Geben Sie
Betroffenen eine Stimme!» (Pet. 22.2012), welche von 18'672 Personen unterschrieben
wurde, sowie die Petition «Chancengleichheit für eine ganzheitliche sexuelle
Gesundheit von Frauen» (Pet. 21.2035). Letztere war im Rahmen der Frauensession
2021 eingereicht worden. 2

Nachdem der Nationalrat während der Herbstsession 2023 die Motion Roduit (mitte,
VS) mit dem Titel «Endometriose. Schluss mit den medizinischen Irrungen und
Wirrungen» angenommen hatte, befasste sich der Ständerat in der darauffolgenden
Wintersession mit dem Geschäft. WBK-SR-Sprecherin Isabelle Chassot (mitte, FR)
betonte die Relevanz, welche der Endometrioseforschung zukomme. Dennoch
empfehle die Kommission, den Vorstoss abzulehnen. Die Freiburgerin begründete diese
Haltung damit, dass zur Festlegung von Forschungsthemen transparente und
koordinierte Regeln existierten, an denen die ständerätliche WBK festhalten wolle.
Projekte zur Endometriose könnten etwa durch das NFP 83 «Gendermedizin und
-gesundheit» unterstützt werden. Anders sah dies Céline Vara (gp, NE), welche die
Annahme der Motion beantragte. Sie begründete ihren Antrag unter anderem damit,
dass die spezifisch weibliche Krankheit Endometriose nicht in das Thema «Gender»
passe und die Forschungsförderung für Endometriose verglichen mit anderen
Krankheiten gering ausfalle. Weiter verwies sie auf die Petition «Endometriose – Geben
Sie Betroffenen eine Stimme!» (Pet. 22.2012), welche mit über 18'000 Unterschriften
eine breite Unterstützung erfahren hatte. Nichtsdestotrotz lehnte der Ständerat die
Motion mit 23 zu 11 Stimmen (bei 9 Enthaltungen) ab. 3

MOTION
DATUM: 11.12.2023
JOËLLE SCHNEUWLY

Gesundheitspolitik

Mittels einer im September 2019 eingereichten Motion forderte Benjamin Roduit (mitte,
VS) eine Schweizer Kohortenstudie zur Untersuchung der Gesundheit von Kindern und
Jugendlichen. Während der Behandlung des Geschäfts durch den Nationalrat in der
Herbstsession 2021 erläuterte der Walliser sein Anliegen. Im Rahmen einer
Kohortenstudie solle eine grosse Anzahl Kinder und Jugendlicher über einen längeren
Zeitraum hinweg beobachtet werden. Dabei sollen Faktoren untersucht werden, die
einen Einfluss auf das Risiko der Entwicklung von Krankheiten haben. Eine solche
Kohortenstudie diene als wichtiges Referenzinstrument für die Forschung im Bereich
der öffentlichen Gesundheit. Kenne man die Gesundheit von Kindern und
Jugendlichen, könnten im Gesundheitswesen langfristig erhebliche Einsparungen
erzielt werden. Eine solche Studie fehle allerdings bislang, so würden beispielsweise im
Rahmen der vom Bundesrat häufig zitierten «Health Behaviour in School-aged
Children»-Studien jedes Mal andere Kinder untersucht. Bundesrat Alain Berset gab zu,
dass es in diesem Bereich Lücken gebe. Dennoch empfahl er die Motion zur Ablehnung,
da das angestrebte Ziel auf anderen Wegen erreicht werden könne. Dabei verwies er
auf das Postulat Roduit über «Die Auswirkungen von Covid-19 auf die Gesundheit von
Kindern und Jugendlichen» und auf den Nationalen Gesundheitsbericht 2020. Mit 106
zu 80 Stimmen (bei 1 Enthaltung) nahm der Nationalrat die Motion an. Während sich die
Fraktionen der SP, Grünen, GLP und Mitte geschlossen bzw. grossmehrheitlich für die
Motion aussprachen, lehnten die SVP- und die FDP-Fraktion den Vorstoss geschlossen
ab. 4

MOTION
DATUM: 16.09.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

Anfang Februar 2022 reichte die nationalrätliche SGK eine Kommissionsmotion zur
Ausarbeitung und Implementierung einer nachhaltigen Data-Literacy-Strategie in der
digitalen Transformation des Gesundheitswesens ein. Data-Literacy – oder
Datenkompetenz – bezeichnet laut Motion «die Fähigkeit, Daten kritisch zu erheben, zu
verwalten, zu evaluieren und anzuwenden». Im Rahmen eines Projekts sollen
Datenerhebungen und -verknüpfungen durchgeführt werden, mit denen die
Erfahrungen und Folgen von unterschiedlichen Behandlungsansätzen im Zuge der

MOTION
DATUM: 11.05.2022
JOËLLE SCHNEUWLY
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Covid-19-Pandemie gesammelt und ausgewertet werden. Ein besonderes Augenmerk
gelte es auf den ambulanten Bereich zu legen. Zur Entwicklung geeigneter
Methodologien und Konzepte bedürfe es einer Zusammenarbeit von BAG, BFS,
Berufsverbänden, Fachpersonen aus dem Bereich der Statistik und der Data-Literacy
sowie den Akademien der Wissenschaften Schweiz. Yvonne Feri (sp, AG) und Benjamin
Roduit (mitte, VS) stellten dem Nationalrat das Kommissionsanliegen anlässlich der
Sondersession im Mai 2022 vor. Durch die Covid-19-Pandemie sei ersichtlich
geworden, dass zur tatsächlichen Verbesserung der Datennutzung mehr unternommen
werden müsse, als lediglich Fax durch E-Mails zu ersetzen. Es gelte, die gesammelten
Daten gezielt einzusetzen, miteinander zu vergleichen und zu verknüpfen. Denn «mehr
Daten [bedeuteten] nicht automatisch mehr Qualität». Gesundheitsminister Berset
versicherte, dass der Bundesrat diesen Bereich als wichtig und zentral erachte, empfahl
die Motion aber dennoch zur Ablehnung, da bereits einige Arbeiten dazu im Gange
seien. Dazu gehörten etwa eine Plattform des BFS zur Interoperabilität von Daten,
Berichte zur Verbesserung des Datenmanagements im Gesundheitsbereich und in
Erfüllung eines Postulats Humbel (mitte, AG; Po. 15.4225) sowie die Unterstützung des
Bundesrates für die Entwicklung der digitalen Kompetenzen in der universitären Lehre.
Mit 134 zu 45 Stimmen nahm die grosse Kammer das Geschäft dennoch an. Dabei
stammten alle 45 Gegenstimmen aus dem Lager des SVP-Fraktion. 5

Im Juni 2022 reichte die SGK-NR ein Postulat zum Thema «Betreuung von Menschen
mit Demenz» ein. Konkret wollte sie den Bundesrat mit der Ausarbeitung eines Berichts
betrauen, in dem dargelegt wird, wie die Finanzierung dieser Betreuungsleistungen
ortsunabhängig verbessert werden kann. Das Geschäft kam in der Herbstsession 2022
in den Nationalrat, wo Barbara Gysi (sp, SG) und Benjamin Roduit (mitte, VS) das
Kommissionsanliegen vorstellten. Bis 2050 sei zu erwarten, dass die Zahl an Menschen
mit Demenzerkrankung in der Schweiz um 300'000 Personen zunehmen werde – heute
lebten hierzulande rund 147'000 Personen mit dieser Krankheit. Dabei übernähmen
Angehörige einen signifikanten Anteil der anfallenden Kosten und würden fast die Hälfte
der Betreuungsleistungen erbringen. Gysi erklärte, dass es zwar bereits verschiedene
Arbeiten zur Thematik gebe, dass es nun aber «konkrete[r] Massnahmen» bedürfe, um
tatsächlich eine Verbesserung der Betreuungssituation zu erzielen. Eine Minderheit
Aeschi (svp, ZG) empfahl das Postulat zur Ablehnung. Thomas Aeschi verwies auf die
Nationale Plattform Demenz, im Rahmen derer sechs Schwerpunkte definiert wurden,
welche den geforderten Bericht obsolet machten. Ebenfalls gegen den Vorstoss sprach
sich Gesundheitsminister Berset aus. Auch nach Ansicht des Bundesrates könnten die
von der Kommission aufgeworfenen Fragen im Zuge der laufenden Arbeiten geklärt
werden. Mit 115 zu 71 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) folgte die Ratsmehrheit der
Kommissionsmehrheit und nahm das Postulat an. Die Fraktionen der SP, GLP, der Mitte
und der Grünen stimmten geschlossen für Annahme des Vorstosses, die Fraktion der
SVP geschlossen dagegen. Einzig die FDP-Fraktion zeigte sich gespalten, wobei das
fraktionsinterne Nein-Lager deutlich in Überzahl war. 6

POSTULAT
DATUM: 27.09.2023
JOËLLE SCHNEUWLY

Medikamente

Der Nationalrat folgte in der Herbstsession 2022 seiner vorberatenden SGK, indem er
einer Standesinitiative des Kantons Aargau zur Sicherung der Landesversorgung mit
essenziellen Wirkstoffen, Medikamenten und medizinischen Produkten mit 108 zu 63
Stimmen (bei 1 Enthaltung) keine Folge gab. Die Kommissionssprecher Marcel Dobler
(fdp, SG) und Benjamin Roduit (mitte, VS) hatten zuvor für die Kommissionsmehrheit
ausgeführt, dass das aargauische Anliegen zwar berechtigt sei, dass die Forderungen
indes bereits anderweitig aufgenommen worden seien – etwa im Bericht
«Versorgungsengpässe mit Humanarzneimitteln in der Schweiz: Situationsanalyse und
zu prüfende Verbesserungsmassnahmen» und in der Revision des EpG. Eine Minderheit
rund um Yvonne Feri (sp, AG) argumentierte vergeblich, dass es nun gelte, «den Druck
hochzuhalten und zu vermeiden, dass wir künftig in einen Engpass kommen,
insbesondere wenn sich wiederum eine gesundheitliche Pandemie breitmachen
würde». Die Initiative ist damit erledigt. 7

STANDESINITIATIVE
DATUM: 21.09.2022
JOËLLE SCHNEUWLY
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Epidemien

In der Sommersession 2021 beschäftigte sich der Nationalrat mit der Frage, ob die
Regelung zur Versorgungssicherheit in der Verfassung ergänzt werden solle, ob also
die Verantwortung des Bundesrates für die Versorgung der Bevölkerung mit «den
wichtigsten sensiblen Medikamenten, Wirkstoffen und Schutzmaterial» sowie für
Schutzmassnahmen gegen eine Pandemie explizit in die Verfassung geschrieben werden
soll. Manuela Weichelt-Picard (al, ZG) begründete den Antrag der
Kommissionsminderheit, der parlamentarischen Initiative Folge zu geben, mit dem
Verweis auf die Unzulänglichkeiten der bisherigen Regelung, welche die Corona-
Pandemie deutlich aufgezeigt habe. Die Relevanz der Problematik zeigten überdies
auch Pläne für ähnliche Standesinitiativen sowie für eine Volksinitiative, betonte
Weichelt-Picard. Die beiden Kommissionssprecher Benjamin Roduit (mitte, VS) und
Thomas de Courten (svp, BL) anerkannten zwar die Relevanz der Frage und die
Notwendigkeit entsprechender Massnahmen, bestritten aber die Notwendigkeit einer
Verfassungsänderung. Die nötigen gesetzlichen Grundlagen seien bereits vorhanden,
insbesondere in Form des Landesversorgungsgesetzes (LVG). Es seien auch bereits
ähnliche Vorstösse angenommen worden (Mo. 20.3166 und Po. 20.3241), zudem habe
der Bundesrat auf Anfang 2022 die Erarbeitung konkreter Massnahmen angetönt. Mit
121 zu 66 Stimmen (bei einer Enthaltung) entschied sich der Nationalrat, der
parlamentarischen Initiative keine Folge zu geben. Einzig bei den geschlossen
stimmenden SP- und Grünen-Fraktionen stiess der Vorstoss auf Anklang. 8

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.06.2021
ANJA HEIDELBERGER

Suchtmittel

Im Sommer 2020 verlangte Benjamin Roduit (mitte, VS) mittels Motion ein Verbot von
Zusatzstoffen in Tabakprodukten und elektronischen Zigaretten, die das
Suchtpotential oder die Toxizität erhöhen. Zudem wollte er das «Inverkehrbringen […]
von Rauchtabakerzeugnissen mit einem charakteristischen Aroma» verbieten. Als
Grund führte er in der Sommersession 2022 unter anderem die erhöhte Suchtwirkung,
die mit dem Konsum solcher Produkte einhergehe, an. Denn durch die hinzugefügten
Stoffe würden beispielsweise der Hustenreiz unterdrückt und die Nikotinaufnahme
erleichtert. Ausserdem realisierten die Konsumentinnen und Konsumenten durch das
Aroma den Schaden, welchen sie ihrem Körper zufügten, weniger stark. Besonders
davon betroffen seien junge Menschen. So zeige etwa eine US-amerikanische Umfrage,
dass vier von fünf Jugendlichen, die mit dem Rauchen beginnen, zu einem
aromatisierten Produkt greifen würden. Unter anderem in der Europäischen Union,
Grossbritannien, Nordirland und Kanada seien diese Zusatzstoffe bereits seit einigen
Jahren verboten. Sehe man hierzulande von einem Verbot ab, beschafften sich die
europäischen Jugendlichen in Zukunft aromatisierte Zigaretten aus der Schweiz, so der
Motionär weiter. Das Anliegen sei bereits im Zusammenhang mit dem indirekten
Gegenvorschlag zur Initiative «Kinder und Jugendliche ohne Tabak» diskutiert worden.
Mit der Absicht, den Gegenentwurf zur Volksinitiative nicht allzu fest zu verschärfen, sei
der Punkt damals jedoch nicht aufgenommen worden. Nach Annahme der Initiative
solle dieser Punkt nun jedoch noch geklärt werden. Gesundheitsminister Berset
erachtete das Anliegen des Motionärs als wichtig. Die Situation habe sich seit der ersten
Bundesratsvorlage zum Tabakproduktegesetz 2015 allerdings stark verändert und es
wäre nun für den Bundesrat in Anbetracht der vom Parlament verabschiedeten
Regelungen schwierig, diese Motion umzusetzen. Mit 89 zu 81 Stimmen (bei 15
Enthaltungen) nahm der Nationalrat die Motion an. Dabei stimmten lediglich die GLP-
und die Grünen-Fraktion geschlossen – sie sprachen sich für die Motion aus –, alle
übrigen Fraktionen zeigten sich gespalten. Die Mitglieder der SP- und der Mitte-
Fraktion stimmten mehrheitlich für Annahme, die Mitglieder der SVP- und der
FDP.Liberalen-Fraktion mehrheitlich für Ablehnung. 9

MOTION
DATUM: 01.06.2022
JOËLLE SCHNEUWLY

Anfang Sommersession 2023 nahm sich der Ständerat einer Motion Roduit (mitte, VS)
mit dem Titel «Aromatisierte Zigaretten. Junge Menschen schützen» an. Für die
Mehrheit der SGK-SR sprach sich Hannes Germann (svp, SH) gegen das Geschäft aus. Er
begründete diese Haltung damit, dass einige Forderungen des Vorstosses mit dem
neuen Tabakproduktegesetz bereits erfüllt und andere erst vor kurzem abgelehnt
worden seien. Hans Stöckli (sp, BE) von der Kommissionsminderheit, welcher auf die
schädliche Wirkung entsprechender Produkte hinwies, sah dies anders und beantragte
Annahme der Motion. Gesundheitsminister Berset wiederum schloss sich der
Argumentation Germanns an und empfahl die Ablehnung der Geschäfts. Anschliessend
schickte der Ständerat die Motion mit 24 zu 11 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) bachab. 10

MOTION
DATUM: 30.05.2023
JOËLLE SCHNEUWLY
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Soziale Gruppen

Kinder- und Jugendpolitik

Mitte Juni 2021 wurde das von Nationalrat Benjamin Roduit (mitte, VS) eingereichte
Postulat zur Untersuchung der Auswirkungen von Covid-19 auf die Gesundheit von
Kindern und Jugendlichen stillschweigend vom Nationalrat angenommen. Das Postulat
beauftragt den Bundesrat, auch Kinder und Jugendliche ins nationale Human-
Biomonitoring-Programm aufzunehmen, um einen tieferen Einblick in deren
Gesundheit zu erlangen und ebendiese mithilfe der neu gewonnenen
wissenschaftlichen Erkenntnisse zu verbessern. Besonders Kinder und Jugendliche
seien von den Auswirkungen der Pandemie betroffen, während jedoch die Datenlage zu
ihrer Gesundheit Lücken aufweise, argumentierte der Postulant. Bereits das im Jahr
2019 angenommene Manifest zur Kinder- und Jugendgesundheit sowie der Nationale
Gesundheitsbericht hätten überdies betont, dass mehr Kenntnisse über die Gesundheit
von Kindern und Jugendlichen mögliche Einsparungen im Gesundheitswesen nach sich
ziehen könnten. Vor diesem Hintergrund erachtete der Postulant das vom Bund
ohnehin schon vorgesehene Human-Biomonitoring-Programm als geeignete Grundlage,
um die Kinder- und Jugendgesundheit langfristig zu untersuchen. Der Bundesrat
betonte, dass es zwar für eine Integration der Kinder und Jugendlichen in die bis Ende
2021 andauernde Pilotphase zu spät sei, er aber ihre Aufnahme für das Jahr 2022
prüfen wolle – auch wenn die unmittelbaren Auswirkungen der Covid-19-Pandemie zu
diesem Zeitpunkt nicht mehr beobachtbar seien. 11

POSTULAT
DATUM: 18.06.2021
VIKTORIA KIPFER

1) AB NR, 2022, S. 555; Medienmitteilung SGK-NR vom 4.2.22
2) AB NR, 2023, S. 1815 f.
3) AB SR, 2023, S. 1126 ff.
4) AB NR, 2021, S. 1665 f.
5) AB NR, 2022, S. 747 f.
6) AB NR, 2022, S. 1754 ff.
7) AB NR, 2022, S. 1627 f. ; Bericht SGK-NR vom 23.6.22 
8) AB NR, 2021, S. 1352 ff.
9) AB NR, 2022, S. 874 f.
10) AB SR, 2023, S. 353 ff.
11) AB NR, 2021, S. 1479; Po. 21.3220
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